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Stellungnahme  
zum  

 

Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat   

 

Vorlage des Bundesministerium des Innern, Aktenzeichen D 1 - 30101/8#7  
 
Die Stellungnahme wird nur bezogen auf relevante Änderungen des Gesetzes zu den neu-
en  geplanten Anforderungen zu § 61 Bundesbeamtengesetz (BBG) und § 34 Beamtensta-
tusgesetz( BeamtStG) hinsichtlich der Anerkennung oder Nichtanerkennung von Tätowie-
rungen bei Beamtinnen und Beamten (in der Folge zur Vereinfachung nur als Beamte ge-
nannt), sofern sie kommentierungswürdig erscheinen und die Bundesländer betreffen. Än-
derungen, die nicht kommentiert werden und/oder lediglich redaktionelle oder klarstellende 
Bedeutung haben oder der Aktualisierung dienen, werden diesseits als genehmigt angese-
hen.  
 
1. 
Tätowierungen an sich stellen noch gar keinen Grund dar, das Erscheinungsbild eines Be-
amten in der Öffentlichkeit negativ zu beeinflussen. 
 
2. 
Tätowierungen wären allerdings zu verbieten bzw. ständen einem Einsatz von Beamten im 
öffentlichen Bereich entgegen, wenn sie links- oder rechtsradikale Symbole zeigen und 
nicht mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar sind. 
 
3. 
Nach dem Grundgesetz steht es jedem Bürger im Deutschland frei, seine Meinung und 
Einstellung in Form und Bild kundzutun. Einschränkungen können für Beamte im öffentli-
chen Dienst und in Vollzugsbehörden wie der Polizei allerdings von der Aufgabenstellung 
her allein aufgrund gesetzlicher Vorschriften und Rechtsverordnungen bestimmt werden. 
 
4. 
Hierzu gibt es unterschiedliche Meinungen. 
Das Bundesverwaltungsgericht (BVG) hat 2017 entschieden, dass es zur Regelung im 
Ausmaß von zulässigen Tätowierungen entsprechender Ermächtigungen (in Form von 
Rechtsverordnungen) bedarf. Dies soll jetzt von Seiten des Gesetzgebers nachgeholt wer-
den, indem im BBG und im BeamtStG aufgenommen wurde, das Rechtsverordnungen be-
treffende Regelungen sowohl für den Bund als auch für die Länder das Ausmaß von Täto-
wierungen bei Beamten und damit das Erscheinungsbild nach außen hin festlegen können. 
 
5. 
Zur Erinnerung: 
§ 61 
Wahrnehmung der Aufgaben, Verhalten (BBG) 
 
Text BBG alt: 

(1) Beamtinnen und Beamte haben sich mit vollem persönlichem Einsatz ihrem Beruf zu widmen. 

Sie haben das ihnen übertragene Amt uneigennützig nach bestem Gewissen wahrzunehmen. 

Ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes muss der Achtung und dem Vertrauen 

gerecht werden, die ihr Beruf erfordert. Sie dürfen ihr Gesicht bei Ausübung des Dienstes 
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oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug nicht verhüllen, es sei denn, dienst-

liche oder gesundheitliche Gründe erfordern dies. 

(2) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, an Maßnahmen der dienstlichen Qualifizie-

rung zur Erhaltung oder Fortentwicklung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten teilzunehmen. 
 
Text BBG neu: 

„Beamtinnen und Beamte haben bei Ausübung des Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit 

unmittelbarem Dienstbezug auch hinsichtlich ihres Erscheinungsbildes Rücksicht auf das ih-

rem Amt entgegengebrachte Vertrauen zu nehmen. Insbesondere das Tragen von bestimm-

ten Kleidungsstücken, Schmuck, Symbolen und Tätowierungen im sichtbaren Bereich sowie 

die Art der Haar- und Barttracht können von der obersten Dienstbehörde eingeschränkt oder 

ganz untersagt werden, soweit die Funktionsfähigkeit der Verwaltung oder die Pflicht zum 

achtungs- und vertrauenswürdigen Verhalten dies erfordern. Das ist insbesondere dann der 

Fall, wenn Erscheinungsmerkmale nach Satz 2 durch ihre über das übliche Maß hinausge-

hende besonders individualisierende Art geeignet sind, die amtliche Funktion der Beamtin 

oder des Beamten in den Hintergrund zu drängen. Religiös oder weltanschaulich konnotierte 

Erscheinungsmerkmale nach Satz 2 können eingeschränkt oder ganz untersagt werden, wenn 

sie objektiv geeignet sind, das Vertrauen in die neutrale Amtsführung der Beamtin oder des 

Beamten zu beeinträchtigen. Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird 

ermächtigt, die Einzelheiten nach den Sätzen 2 bis 4 durch Rechtsverordnung zu regeln. Die 

Verhüllung des Gesichts bei der Ausübung des Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit unmit-

telbaren Dienstbezug ist stets unzulässig, es sei denn, dienstliche oder gesundheitliche 

Gründe erfordern dies.“ 
 
§ 34 
Wahrnehmung der Aufgaben, Verhalten (BeamtStG) 
 
Text BeamtStG alt: 
Beamtinnen und Beamte haben sich mit vollem persönlichem Einsatz ihrem Beruf zu wid-

men. Sie haben die übertragenen Aufgaben uneigennützig nach bestem Gewissen wahrzu-

nehmen. Ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes muss der Achtung und dem 

Vertrauen gerecht werden, die ihr Beruf erfordern. Sie dürfen ihr Gesicht bei Ausübung des 

Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug nicht verhüllen, es sei 

denn, dienstliche oder gesundheitliche Gründe erfordern dies. 
 
Text BeamtStG neu: 

Beamtinnen und Beamte haben bei der Ausübung des Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit 

unmittelbarem Dienstbezug auch hinsichtlich ihres Erscheinungsbildes Rücksicht auf das ih-

rem Amt entgegengebrachte Vertrauen zu nehmen. Insbesondere das Tragen von bestimm-

ten Kleidungsstücken, Schmuck, Symbolen und Tätowierungen im sichtbaren Bereich sowie 

die Art der Haar- und Barttracht können von der obersten Dienstbehörde eingeschränkt oder 

ganz untersagt werden, soweit die Funktionsfähigkeit der Verwaltung oder die Pflicht zum 

achtungs- und vertrauenswürdigen Verhalten dies erfordern. Das ist insbesondere dann der 

Fall, wenn Erscheinungsmerkmale nach Satz 2 durch ihre über das übliche Maß hinausge-

hende besonders individualisierende Art geeignet sind, die amtliche Funktion der Beamtin  

oder des Beamten in den Hintergrund zu drängen. Religiös oder weltanschaulich konnotierte 

Erscheinungsmerkmale nach Satz 2 können eingeschränkt oder ganz untersagt werden, wenn  

sie objektiv geeignet sind, das Vertrauen in die neutrale Amtsführung der Beamtin oder des 

Beamten zu beeinträchtigen. Die Verhüllung des Gesichts bei der Ausübung des Dienstes 
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oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbaren Dienstbezug ist stets unzulässig, es sei denn, 

dienstliche oder gesundheitliche Gründe erfordern dies. 
 
6. 

Mit dem neuen Gesetzesentwurf, der text- und inhaltlich gleich für Bund und Länder ist, soll 

der Eingriff des Bundes in die Hoheit der Länder verstärkt werden, was allein der wortgleich 

übernommene Text im Entwurf des BBG und des BeamtStG dokumentiert. 
 
7. 

Hierzu müssen zwei Gerichtsentscheidungen aus den Ländern Bayern (BVG 23/2020 vom 

14.05.2020) und Nordrhein-Westfalen (OVG Beschluss vom 12.05.2020) herangezogen 

werden, die unterschiedlicher nicht sein könnten und wieder einmal die Hoheitskompetenz 

der Bundesländer zeigen. 
 
8. 

Die mit dem vorgesehenen Gesetzesentwurf über Rechtsverordnungen geplante Einfluss-

nahme auf das Auftreten von Beamten in der Öffentlichkeit mit vom Grundgesetz garantier-

ten Persönlichkeitsrechte kann so nicht hingenommen werden. Es wird zwar nicht verkannt, 

dass Beamte nach dem Grundgesetz besonderen Verpflichtungen unterliegen. Andererseits 

sichert aber das Grundgesetz auch jedem Bürger zu, seine Meinung und seine Religiöse Ein-

stellung frei und ohne Zwang öffentlich äußern zu können. 
 
9. 

Fazit 

Die freie Meinungsäußerung, die sich auch in heutiger Zeit durchaus in Tätowierungen aus-

drücken kann und darf, ist vom Grundgesetz her gesehen ein hohes Gut. Dass es dabei auch 

Einschränkungen für Bundes- und Landesbeamte geben kann, wird nicht verkannt. Nicht 

verständlich ist aber, dass im Wege von Rechtsverordnungen generelle Regelungen zu Tä-

towierungen o.ä. von Beamten im öffentlichen Dienst, die mit Bürgern in Kontakt kommen, 

auf die individuelle und persönliche Situation des betreffenden Beamten nicht eingehen. 
 
10. 

Wir fordern daher, betreffende Rechtsverordnungen dahingehend zu gestalten, dass nicht 

generell über zulässige oder unzulässige Tätowierungen insbesondere bei den in den Bun-

desländern tätigen Beamten entschieden wird, sondern je nach Einzelfall (s. Bayern und 

NRW) aufgrund der individuellen Sachlage geurteilt wird. Hier ist der persönliche und mo-

tivative Hintergrund eines jeden Beamten zu berücksichtigen, was eine allgemeine Rechts-

verordnung nun mal nicht kann. 
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